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Universität Heidelberg - Fakultät für Physik und 
Astronomie: Anwendung des Fakultätsdeputats 
(Kapitel 1412) 

Die Erfahrungen an der Fakultät für Physik der Universität Heidelberg 
zeigen, dass die Möglichkeiten eines kollektiven Lehrdeputats sachge-
recht genutzt werden können. Ein Fakultätsdeputat eignet sich für gro-
ße, homogene Fakultäten. Der Rechnungshof empfiehlt allerdings, bei 
unbefristet beschäftigten Akademischen Mitarbeitern am System der 
individuellen Lehrverpflichtung festzuhalten und diese nicht nur in 
Höhe der Mindestlehrverpflichtung nach der Lehrverpflichtungsver-
ordnung festzusetzen. 

1 Ausgangslage 

Die Lehrverpflichtung der an einer baden-württembergischen Hochschule 
beschäftigten Lehrpersonen ist im Landeshochschulgesetz (LHG) und der 
Lehrverpflichtungsverordnung (LVVO) des Wissenschaftsministeriums ver-
bindlich definiert. Sie kann von der einzelnen Hochschule im Rahmen der 
Dienstaufgabenbeschreibung und durch Ermäßigungen konkretisiert und 
modifiziert werden. Es handelt sich jedoch immer um eine individuelle Lehr-
verpflichtung, die von der jeweiligen Lehrperson persönlich zu erfüllen ist. 
Die Erfüllung der Lehrverpflichtung wird vom Vorstand der Hochschule oder 
in dessen Auftrag vom Dekan der jeweiligen Fakultät überwacht. Jede Lehr-
person gibt am Ende des Semesters eine individuelle Erklärung über die 
erbrachten Lehrleistungen ab. 

In Artikel 15 des Gesetzes zur Umsetzung der Föderalismusreform im Hoch-
schulbereich vom 20.11.2007 hat der Landesgesetzgeber die Möglichkeit 
geschaffen, dass einzelne Fakultäten mit Genehmigung des Wissen-
schaftsministeriums anstelle individueller Lehrverpflichtungen ein kollektives 
Fakultätsdeputat vorsehen können. Die Lehrverpflichtung gilt in diesem Falle 
als erfüllt, wenn die einzelnen Gruppen von Lehrpersonen (Professoren, 
unbefristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter, befristet beschäftigte Aka-
demische Mitarbeiter) in Summe das von der LVVO geforderte Deputat er-
bringen. Dazu werden die für die einzelnen Lehrpersonen normierten Lehr-
verpflichtungen und die von ihnen erbrachten Lehrleistungen addiert. 

Von dieser Experimentierklausel macht in Baden-Württemberg bis heute nur 
die Fakultät für Physik und Astronomie der Universität Heidelberg Gebrauch. 
Die erforderliche Genehmigung des Wissenschaftsministeriums wurde zum 
Wintersemester 2008/2009 erteilt und nach einer ersten Evaluation 2011 
verlängert. 

Der Rechnungshof hat der Anwendung der Experimentierklausel seinerzeit 
zugestimmt und sich die Prüfung der Umsetzung des Fakultätsdeputats 
vorbehalten. Diese Prüfung hat 2016 stattgefunden. Geprüft wurden die 
Studienjahre 2012 bis 2015. 
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2 Prüfungsergebnisse 

Die Prüfung des Rechnungshofs hat ergeben, dass die Fakultät für Physik 
und Astronomie im Großen und Ganzen sachgerecht mit den durch die Ex-
perimentierklausel gegebenen Möglichkeiten umgeht. Beanstandungen er-
gaben sich im Wesentlichen nur bei der Wahrnehmung der Lehre durch die 
unbefristet beschäftigten Akademischen Mitarbeiter. 

 

2.1 Professoren 

An der Fakultät für Physik und Astronomie hat die Lehre einen hohen Stel-
lenwert und wird von den Professoren verantwortungsvoll wahrgenommen. 
Im Einzelnen wurde bei der Prüfung des Fakultätsdeputats festgestellt, dass 
die Professoren ihre kollektive Lehrverpflichtung im Betrachtungszeitraum 
nachhaltig erfüllt und in allen Semestern sogar übertroffen haben. Die Grup-
pe der Professoren musste je Semester nach Abzug der in der LVVO vorge-
sehenen Ermäßigungen durchschnittlich 312 Semesterwochenstunden leis-
ten. Tatsächlich erbrachten sie eine durchschnittliche Lehrleistung je Se-
mester von 330 Semesterwochenstunden. 

Zugleich wurden die Möglichkeiten des Fakultätsdeputats genutzt, um neu 
berufene Professoren, besonders forschungsstarke Professoren und Pro-
fessoren, die außerhalb der Universität anspruchsvolle Fachaufgaben im 
Ehrenamt übernommen haben, angemessen zu entlasten. Die sachgerechte 
Anwendung des Fakultätsdeputats wurde insbesondere dadurch erleichtert, 
dass es sich bei der Fakultät für Physik und Astronomie um eine große und 
vergleichsweise homogene Professorenschaft handelt. 

 

2.2 Befristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter 

Auch die befristet beschäftigten Akademischen Mitarbeiter der Fakultät ha-
ben in Summe ihre Lehrverpflichtung mehr als erfüllt. Die Summe der Lehr-
deputate, die für die aus Landesmitteln bezahlten befristet beschäftigten 
Akademischen Mitarbeiter normiert sind, wurden in jedem Semester deutlich 
übertroffen. 

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor war dabei, dass auch die gesetzlich nicht zur 
Lehre verpflichteten Akademischen Mitarbeiter (z. B. Drittmittelbeschäftigte) 
im Rahmen des Qualifizierungskonzepts der Fakultät zu Lehrleistungen 
herangezogen wurden. Durch fakultätsinterne Regelungen werden nämlich 
auch jene befristet beschäftigten Akademischen Mitarbeiter, auf die die 
LVVO eigentlich keine Anwendung findet, zu Lehrleistungen in beachtlichem 
Umfang herangezogen. 

Das kollektiv bemessene Deputat hat sich für diese Gruppe auch deshalb 
bewährt, weil die hohe Fluktuation (während der einzelnen Semester und 
auch innerhalb der Fakultät) eine individuelle Zurechnung und Kontrolle der 
Lehrverpflichtung in vielen Fällen erschwert oder unmöglich macht. Das 
kollektive Deputat einerseits und die an der Fakultät vorherrschende Über-
zeugung andererseits, dass Erfahrungen in der Lehre ein unverzichtbarer 
Teil der wissenschaftlichen Weiterbildung der Mitarbeiter sind, sichern im 
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Ergebnis ein mehr als ausreichendes Angebot an Lehrleistungen gegenüber 
den Studierenden. 

 

2.3 Unbefristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter 

Nicht bewährt hat sich die Anwendung des Fakultätsdeputats bei der Grup-
pe der unbefristet beschäftigten Akademischen Mitarbeiter. 

Die Fakultät hat weder die Differenzierungsmöglichkeiten der LVVO noch 
die zusätzlichen Freiheiten, die durch das Kollektivdeputat gegeben sind, 
genutzt, um den Umfang des Lehrangebots und die Qualität der Lehre im 
Interesse der Studierenden zu steuern. Bei der Berechnung des kollektiven 
Deputats wurden im Gegenteil häufig nur die Untergrenzen der individuellen 
Lehrverpflichtung addiert. 

Weiterhin hat die Prüfung eine Reihe von Fällen ergeben, in denen die Lehr-
leistung unbefristet beschäftigter akademischer Mitarbeiter hinter den indivi-
duellen Vorgaben der LVVO zurückblieb, ohne dass hier bewusst eine Ent-
lastung der betreffenden Mitarbeiter angestrebt war. In diesen Fällen wäre 
ein umfangreicheres Lehrangebot zustande gekommen, wenn anstelle des 
kollektiven Fakultätsdeputats individuell bemessene Deputate angewendet 
worden wären. 

Eine Häufung von Unzulänglichkeiten zeigte sich bei der Prüfung der Lehr-
leistungen der Mitarbeiter des Zentrums für Astronomie der Universität Hei-
delberg. Dies liegt daran, dass die Eingliederung der Landesforschungsein-
richtungen in die Fakultät für Physik und Astronomie hinsichtlich der Lehre 
nicht vollständig gelungen ist. Nach der Integration des Zentrums für Astro-
nomie in die Fakultät hätten alle dort beschäftigten Akademischen Mitarbei-
ter Leistungen in der Lehre erbringen müssen. Diese Lehrverpflichtung wur-
de von der Fakultät mit Rücksicht auf diese oft langjährigen Mitarbeiter ohne 
Lehrerfahrung häufig nicht durchgesetzt und ab 2009 bei der Bemessung 
des kollektiven Fakultätsdeputats nicht berücksichtigt. Dies führte zu einem 
gegenüber den gesetzlichen Vorgaben verminderten Lehrangebot. 

Weitere Beanstandungen des Rechnungshofs betrafen die unzureichende 
Dokumentation der Lehrleistung einzelner Lehrpersonen, fehlende oder 
unzureichende Dienstaufgabenbeschreibungen im Bereich des Mittelbaus 
und die fehlerhafte Anwendung der LVVO bei der Anrechnung von Lehrleis-
tungen auf das Deputat. 

 

3 Empfehlungen 

3.1 Voraussetzungen für das Fakultätsdeputat 

Nach den in Heidelberg gewonnen Erkenntnissen über den Umgang mit der 
Fakultätspauschale hält der Rechnungshof die Anwendung dieses Modells 
auch an anderen Hochschulen und ihren Fakultäten für möglich, wenn es 
sich um eine hinreichend große Fakultät (mit mindestens 25 Professuren) 
handelt, die eine hohe fachliche Homogenität aufweist. Da der sachgerechte 
Umgang mit der Fakultätspauschale ein besonders hohes Maß an Lehrmoti-
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vation und Verantwortung gegenüber den Studierenden voraussetzt, käme 
die Fakultätspauschale dann nicht in Betracht, wenn eine antragstellende 
Fakultät in der Vergangenheit durch Minderleistungen in der Lehre in Er-
scheinung getreten ist. 

 

3.2 Genehmigung und Umsetzung des Fakultätsdeputats 

Den antragstellenden Fakultäten empfehlen wir, die Fakultätspauschale nur 
bei der Gruppe der Professoren und der Gruppe der befristet beschäftigten 
Akademischen Mitarbeiter anzuwenden. Die Erfüllung der Lehrleistung un-
befristet beschäftigter akademischer Mitarbeiter sollte wie allgemein üblich 
durch eine individuelle Lehrverpflichtung und einen individuellen Nachweis 
sichergestellt werden. Die von der LVVO gegebenen Spielräume sollten bei 
der Beschreibung der Dienstaufgaben im Interesse eines höheren Lehran-
gebots differenzierter genutzt werden. 

Das Wissenschaftsministerium sollte bei der Genehmigung von Fakultäts-
deputaten durch Auflagen darauf hinwirken, dass 

• die kollektive Lehrverpflichtung innerhalb der Fakultät nachvollziehbar und 
explizit auf die einzelne Lehrperson heruntergebrochen wird, sodass kei-
ne Zweifel über die im jeweiligen Semester zu erbringende individuelle 
Lehrleistung besteht, 

• professorale Lehre stets durch Professoren erbracht wird, 

• die Erfüllung der Soll-Lehrverpflichtung am Ende des Semesters durch 
eine individuelle Erklärung der Lehrperson dokumentiert wird und 

• sich die Berechnung des kollektiv zu erbringenden Deputats streng an die 
Vorgaben der LVVO hält und das Kollektivdeputat nicht zur Verminderung 
des Gesamtlehrangebots führt. 

Das Vorgehen des Ministeriums, die Genehmigung zunächst befristet zu 
erteilen und erst nach einer Evaluation zu verlängern, empfiehlt sich auch für 
künftige Fälle. 

 

3.3 Integration des Zentrums für Astronomie 

Der Universität Heidelberg empfehlen wir, im Zusammenhang mit dem an-
stehenden Generationswechsel die Dienstaufgabenbeschreibungen und die 
(individuellen) Lehrdeputate der am Zentrum für Astronomie beschäftigten 
Akademischen Mitarbeiter zu überprüfen und den veränderten organisatori-
schen und gesetzlichen Rahmenbedingungen anzupassen. Danach müssen 
auch die am Zentrum für Astronomie beschäftigten Akademischen Mitarbei-
ter Lehrleistungen nach Maßgabe der LVVO erbringen. 

 

4 Stellungnahme des Ministeriums 

Das Wissenschaftsministerium begrüßt und teilt das grundsätzlich positive 
Fazit sowohl des Rechnungshofs als auch der Fakultät für Physik und  
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Astronomie der Universität Heidelberg in Bezug auf die Umsetzung des Fa-
kultätsdeputats. 

 

4.1 Positives Fazit 

Das Ministerium ist der Auffassung, die Fakultät für Physik und Astronomie 
der Universität Heidelberg habe das Fakultätsdeputat verantwortungsvoll 
umgesetzt. Das aus Landesmitteln finanzierte Lehrdeputat werde in vollem 
Umfang erfüllt; die professorale Lehre werde sogar übererfüllt. Die mit dem 
Fakultätsdeputat generierten Flexibilisierungsmaßnahmen seien erfolgreich 
zur Stärkung der Forschung und der forschungsorientierten Lehre angewen-
det worden. So haben die Entlastungen bei der Entwicklung neuer Vor-
lesungen, in der Anfangsphase großer drittmittelgestützter Forschungspro-
jekte und zur Unterstützung Neuberufener zu einer zunehmenden Attraktivi-
tät für Studierende und einer ausgesprochen hohen Drittmitteleinwerbung 
geführt sowie die Neuberufung von herausragenden Hochschullehrern aus 
dem In- und Ausland positiv unterstützt. 

 

4.2 Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes 

Zur Behebung der vom Rechnungshof festgestellten Mängel bei der Doku-
mentation der Lehrleistung, bei den Dienstaufgabenbeschreibungen und bei 
der Anwendung der LWO habe die Fakultät die vom Rechnungshof ange-
mahnten Maßnahmen zwischenzeitlich veranlasst. Gleiches gelte für die 
Beseitigung der weitgehend historisch bedingten Unzulänglichkeiten bei der 
Einbindung der Mitarbeiter des Zentrums für Astronomie der Universität 
Heidelberg in die Lehre. 

 

4.3 Ausblick 

Das Prüfungsergebnis des Rechnungshofs werde vom Ministerium im Gro-
ßen und Ganzen geteilt. Nach Ansicht des Ministeriums eigne sich das Fa-
kultätsdeputat grundsätzlich für alle drei Gruppen von Lehrpersonen (Pro-
fessoren, unbefristet sowie befristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter). 
Im Einzelfall könne es angezeigt sein, die Lehrverpflichtung einer Lehrgrup-
pe nach dem klassischen Modell individuell zu definieren und zu überwa-
chen, etwa um zu verhindern, dass sich einzelne Lehrpersonen vollständig 
der Lehre entziehen. Dies könne durch die Fakultät auch auf andere Weise 
sichergestellt werden. Dass sich die Fakultät bei der Festlegung des Depu-
tats an der Mindestlehrverpflichtung einer Bandbreitenregelung in der LVVO 
orientiert, sei aus Sicht des Ministeriums nicht zu beanstanden. 
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5 Schlussbemerkung 

Der Rechnungshof hält es auch weiterhin für nicht angemessen, die indivi-
duelle Lehrverpflichtung akademischer Mitarbeiter durchgehend in Höhe der 
Mindestlehrverpflichtung nach der LVVO zu definieren. Die in der LVVO 
normierten Bandbreiten sollten im Interesse eines effizienten Ressourcen-
einsatzes differenziert umgesetzt werden. Dabei empfiehlt sich eine Orien-
tierung an den mittleren Werten der von der LVVO normierten Bandbreiten. 

 

 

 


	1 Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2016
	2 Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	2.1 Vergabe von Gutachten/Beratungsleistungen(Landtagsdrucksache 16/150)
	2.2 Straßenbetriebsdienst an Landesstraßen(Landtagsdrucksache 16/400)

	1 Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2015
	2 Haushaltsrechnung 2015
	2.1 Gestaltung
	2.2 Ergebnisse der Haushaltsrechnung

	3 Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Absatz 2 Nrn. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	3.1 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltsrechnung
	3.2 Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben

	4 Globale Minderausgaben
	5 Druck- und Darstellungsfehler
	6 Haushaltsreste
	6.1 Haushaltsreste 2014 und 2015
	6.2 Verteilung der Ausgabereste 2015
	6.3 Entwicklung der Ausgabereste im Zehn-Jahres-Vergleich

	1 Einnahmen
	1.1 Entwicklung der Einnahmen 2007 bis 2016
	1.2 Steuereinnahmen
	1.3 Sonstige Einnahmen
	1.3.1 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst
	1.3.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen
	1.3.3 Kreditaufnahmen und besondere Finanzierungseinnahmen


	2 Ausgaben
	2.1 Entwicklung der Ausgaben 2007 bis 2016
	2.2 Personalausgaben
	2.3 Sonstige Ausgaben
	2.3.1 Sächliche Verwaltungsausgaben und Schuldendienst
	2.3.2 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke
	2.3.3 Baumaßnahmen, sonstige Investitions- und Investitionsförderungsmaßnahmen
	2.3.4 Besondere Finanzierungsausgaben


	3 Steuerdeckungsquote und Investitionsquote
	4 Finanzierungssaldo
	1 Verschuldungslage
	1.1 Schuldenentwicklung
	1.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme
	1.3 Kreditmarktschulden und Zinsen
	1.4 Pro-Kopf-Verschuldung
	1.5 Nettokreditaufnahme je Einwohner - Ländervergleich 2014 und 2015

	2 Rücklagen und Sondervermögen
	3 Entwicklung der Jahresergebnisse
	4 Haushaltsrisiken durch Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
	1 Ausgangslage
	2 Entwicklung bis einschließlich 2017
	2.1 Zulässige Kreditaufnahme im abgelaufenen Haushaltsjahr 2016
	2.2 Zulässige Kreditaufnahme, Nettokreditaufnahme und Kontrollkonto von 2013 bis 2017
	2.3 Neuregelung 2017
	2.3.1 Änderung der Verordnung zu § 18 Landeshaushaltsordnung ab 01.01.2017
	2.3.2 Haltung des Rechnungshofs
	2.3.3 Umsetzung im Haushalt 2017

	2.4 Ausblick
	2.5 Auswirkungen der Neuregelung der Bund-Länder-Finanz-beziehungen ab 2020

	3 Empfehlungen
	3.1 Abbau der impliziten Verschuldung auch weiterhin konkretisieren
	3.2 Abbau der impliziten Verschuldung auf Landesschulden begrenzen

	1 Ausgangslage
	2 Empfehlungen des Rechnungshofs in der Denkschrift 2016 aufBasis des Finanzplans 2016
	3 Staatshaushaltsplan 2017
	3.1 Ausgabensteigerung
	3.2 Stellenzuwachs
	3.3 Einsparungen in Ressorthaushalten
	3.4 Neuregelung der Finanzbeziehungen zwischen Land undKommunen

	4 Mittelfristige Finanzplanung 2017
	4.1 Eckdaten
	4.2 Vergleich der Mittelfristigen Finanzplanung 2017 mit denFinanzplänen 2013 bis 2016

	5 Fazit und Ausblick
	1 Ausgangslage
	1.1 Grundsätze ordnungsgemäßer Aktenführung
	1.2 Dokumenten- und Schriftgutverwaltungssystem

	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Modernisierung von DSV zu DSV-neu
	2.2 Nutzung von DSV und DSV-neu
	2.3 Betrieb von DSV-neu
	2.4 Aktenführung und elektronisches Arbeiten
	2.5 Landeseinheitliche E-Akte

	3 Empfehlungen
	3.1 Schriftliche Verträge schließen und Leistungserbringung sicherstellen
	3.2 Betrieb konsolidieren und Betriebskosten verursachergerecht verrechnen
	3.3 Migrationsaufwand beim Übergang zur E-Akte minimieren
	3.4 Landeseinheitliche E-Akte einführen
	3.5 Einsparpotenzial durch E-Akte ermitteln und realisieren
	3.6 Vollständige und realitätsnahe Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen durchführen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Der Begriff Museumsbahn ist nicht definiert
	2.2 Landeskonzept für Museumsbahnen fehlt
	2.3 Museumsbahnen sind selten in Betrieb
	2.4 Mehrere staatliche Stellen befassen sich mit der Förderung von Museumsbahnen
	2.5 Die Förderung aus dem EU-Programm LEADER kann zu erheblichen Problemen führen
	2.6 Förderverfahren und Durchführung teilweise mangelhaft
	2.6.1 Planung und Umsetzung von Maßnahmen unzureichend
	2.6.2 Gutachten und Kostenschätzungen nicht verlässlich
	2.6.3 Einhaltung der Zweckbindungsfristen fraglich
	2.6.4  Zuwendungsempfänger verletzten ihre Mitteilungspflicht
	2.6.5 Nachweis von Eigenleistungen bei der Denkmalförderung widersprüchlich
	2.6.6 Vergabevorschriften unzulänglich eingehalten und geprüft


	3 Empfehlungen
	3.1 Landesweites Förderkonzept „Museumsbahnen“ erstellen
	3.2 Sachgerechte Vorgaben für Museumsbahnen festlegen
	3.3 Fachtechnische Prüfung einheitlich durchführen
	3.4 Förderung aus einer Hand

	4 Stellungnahme der Ministerien
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Stellenentwicklung von 2003 bis 2013
	2.2 Stellenmehrungen ab 2015
	2.3 Zukünftige Stellenzuwächse
	2.4 Wie werden neue Stellen begründet?
	2.4.1 Offensivkonzept zur Bekämpfung des Wohnungseinbruchdiebstahls
	2.4.2 Sonderprogramm Bekämpfung des islamistischen Terrorismus (1. Anti-Terror-Paket)


	3 Empfehlungen
	3.1 Personalbedarf sorgfältig und methodisch nachvollziehbar ermitteln
	3.2 226 kw-Vermerke wieder aufnehmen

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Auslastung der Kapazitäten und Stand-by-Betrieb
	2.2 Bestandteile einer Erstaufnahmeeinrichtung
	2.3 Kosten der Baumaßnahmen
	2.4 Anforderungen des Asylverfahrens an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	2.5 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge
	2.6 Einbeziehung der Prüfungsergebnisse in ein neues Standortkonzept der Landesregierung

	3 Empfehlungen
	3.1 Kasernenareale nutzen
	3.2 Alternativlösungen für den Stand-by-Betrieb entwickeln
	3.3 Anforderungen an eine Landeserstaufnahmeeinrichtung
	3.4 Zusammenarbeit mit dem Bundesamt für Migration undFlüchtlinge verbessern
	3.5 Rechtsgrundlagen flexibel gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Darstellung und Verwendung von Erträgen
	2.2 Management nicht-forstlicher Nutzungen
	2.2.1 IT-Unterstützung
	2.2.2 Controlling

	2.3 Entgelte

	3 Empfehlungen
	3.1 Einnahmen aus forstuntypischen Nutzungen, Vermietung und Verpachtung im Landeshaushalt getrennt ausweisen
	3.2 Management für nicht-forstliche Nutzungen aufbauen
	3.2.1 IT-Unterstützung verbessern
	3.2.2 Nicht-forstliche Nutzungen im Controlling berücksichtigen

	3.3 Entgelte marktgerecht gestalten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Überblick und Unterschiede der Online-Messnetze
	2.2 Einsparpotenzial im Luftmessnetz
	2.3 IT-Koordination und Vertragsmanagement
	2.4 Informationssicherheit
	2.5 Kooperationen und IT-Fachverfahren
	2.6 IT-Neuordnung und die Messnetze
	2.7 Abgrenzung der Zuständigkeit für die Netze der LUBW 
	2.8 Kosten- und Leistungsrechnung

	3 Empfehlungen
	3.1 Risikomanagement- und Alarmierungssystem im Luftmessnetz einführen
	3.2 IT koordinieren und Verträge managen
	3.3 Informationssicherheit weiterführen
	3.4 IT-Fachverfahren analysieren und Kooperationen fördern
	3.5 IT der Messnetze ordnen und auf BITBW übertragen
	3.6 Kosten- und Leistungsrechnung ausbauen

	4 Stellungnahme der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Naturschutz Baden-Württemberg
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Festsetzung von Hinterziehungszinsen
	2.2 IT-Unterstützung
	2.3 Maßnahmen der Oberfinanzdirektion Karlsruhe
	2.4 Informationsaustausch zwischen Straf- und Bußgeldsachenstellen und Veranlagungsstellen
	2.5  Landesweite Bedeutung der Ergebnisse

	3 Empfehlungen
	3.1 Zinsfestsetzung in nicht verjährten Fällen prüfen
	3.2 Bedienstete der Veranlagungsstellen schulen
	3.3 IT-Unterstützung optimieren

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Cash-Management
	2.2 Kapitalausstattung 
	2.3 Personal
	2.3.1 Tarifverträge
	2.3.2 Arbeitszeit
	2.3.3 Vergütung und weitere Tarifbedingungen

	2.4 Sitz der Gesellschaft in Baden-Baden
	2.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH

	3 Empfehlungen
	3.1 Cash-Management optimieren
	3.2 Kapitalausstattung reduzieren
	3.3 Tarifbedingungen und Vergütungsstrukturen optimieren
	3.3.1 Einheitlichen Tarifvertrag vereinbaren
	3.3.2 Personalkosten senken

	3.4 Sitz der Gesellschaft verlegen 
	3.5 Beteiligung an der Baden-Baden Kur & Tourismus GmbH aufgeben

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Kostenentwicklung und ungenügende Projektsteuerung
	2.2 Mehrkosten für besondere Architektur und Betriebskosten
	2.3 Bauzeitverlängerung durch gestörten Bauablauf
	2.4 Mehrkosten wegen nicht erforderlicher Trennung des Gebäudes

	3 Empfehlungen
	3.1 Architektonische Gestaltung und Baukosten
	3.2 Projektmanagement und Controlling

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Fördergrundsätze sind nicht vorhanden
	2.2 Konkrete Förderziele werden nicht festgelegt
	2.3 Entwicklungsstrecken und schwach ausgelastete Güterverkehrsstrecken werden ohne Prüfung des Potenzials gefördert
	2.4 Bemessung der Zuwendungen ist nicht transparent
	2.5 Sonderprogramm 2015 und „Oberbauprogramm“ sind nicht klar abgegrenzt
	2.6 100-Prozent-Förderungen der Sonderprogramme nicht nachvollziehbar

	3 Empfehlungen
	3.1 Förderrichtlinien erstellen
	3.2 Förderziele konkretisieren und Erfolgskontrollen durchführen
	3.3 Nachweise zur Perspektive sogenannter Entwicklungsstrecken und bei Güterverkehrsstrecken fordern
	3.4 Zuwendungsfähige Ausgaben pauschalieren und Festbetrags-finanzierung einführen
	3.5 Sonderprogramme klar abgrenzen und auf 100-Prozent-Förderungen verzichten

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vorabstimmung mit den Wasserbehörden und den betroffenen Kommunen ist häufig unzureichend
	2.2 Wasserwirtschaftliche Daten zu wenig beachtet 
	2.3 Kommunikation der Fachverwaltungen nicht ausreichend
	2.4 Planungen für Ersatzbauwerke trotz Verkehrsbeschränkungen der Brücken nicht vorangetrieben

	3 Empfehlungen
	3.1 Integrierte Planung durch interdisziplinäre Zusammenarbeit von Straßenbau- und Wasserwirtschaftsverwaltung 
	3.2 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Straßenbauverwaltung zu wasserwirtschaftsfachlichen Anforderungen schulen 

	4 Stellungnahme der Ministerien
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Anatomische Forschung
	2.2 Anatomische Lehre
	2.3 Weiterbildung
	2.4 Umgang mit den Körperspenden
	2.5 Personalstruktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	3 Empfehlungen
	3.1 Lehre
	3.2 Weiterbildung
	3.3 Umgang mit Körperspenden
	3.4 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Forschung und Lehre
	4.2 Struktur und Perspektiven der anatomischen Institute 

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Studiengänge und Studienstruktur
	2.2 Studierendenzahlen
	2.3 Ausstattung der Institute
	2.4 Haushalts- und Wirtschaftsführung

	3 Empfehlungen
	3.1 Zukunft der Institute für Sinologie
	3.2 Nachfrage nach Studienplätzen
	3.3 Studienstruktur
	3.4 Zusammenarbeit mit den Konfuzius-Instituten

	4 Stellungnahme des Ministeriums 
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Professoren
	2.2 Befristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter
	2.3 Unbefristet beschäftigte Akademische Mitarbeiter

	3 Empfehlungen
	3.1 Voraussetzungen für das Fakultätsdeputat
	3.2 Genehmigung und Umsetzung des Fakultätsdeputats
	3.3 Integration des Zentrums für Astronomie

	4 Stellungnahme des Ministeriums
	4.1 Positives Fazit
	4.2 Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes
	4.3 Ausblick

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	2.1.1 Hohe Leistungsfähigkeit und Synergien
	2.1.2 Zu geringe Produktivität und negatives Rechnungsergebnis
	2.1.3 Unzureichendes Forderungsmanagement
	2.1.4 Weitere Verbesserungspotenziale

	2.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe
	2.2.1 Eigenes Kompetenzprofil
	2.2.2 Organisatorische Defizite
	2.2.3 Negatives Rechnungsergebnis
	2.2.4 Defizite in der Kalkulation und beim Forderungsmanagement
	2.2.5 Weitere Feststellungen


	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an die Universität Stuttgart
	3.1.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.1.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern

	3.2 Empfehlungen an das Karlsruher Institut für Technologie
	3.2.1 Materialprüfungsanstalt wirtschaftlich konsolidieren
	3.2.2 Organisation und Personalwirtschaft verbessern


	4 Gemeinsame Stellungnahme des Wissenschaftsministeriums, der Universität Stuttgart und des KIT
	4.1 Materialprüfungsanstalt Stuttgart
	4.2 Materialprüfungsanstalt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Strategische Bedeutung 
	2.2 Professionelle Vorbereitung und wirtschaftliche Steuerung 
	2.3 Kooperationen 
	2.4 Begleitprogramme und Museumspädagogik 
	2.5 Besucherevaluation
	2.6 Beschwerdemanagement/Warteschlangenmanagement
	2.7 Ausschreibungen und Vergaben 
	2.8 Landeszuschuss

	3 Empfehlungen
	3.1 Kooperationen anstreben
	3.2 Begleitprogramme und Museumspädagogik anbieten
	3.3 Besucherevaluation durchführen
	3.4 Vergaberecht einhalten
	3.5 Landeszuschuss modifizieren

	4 Stellungnahmen 
	4.1 Landesmuseen
	4.2 Wissenschaftsministerium

	5 Schlussbemerkung
	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Vergleich mit anderen Landesmuseen
	2.2 Einsparpotenziale
	2.3 Straffung der Aufbauorganisation
	2.4 Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung
	2.5 Verbesserungspotenziale in der Personalwirtschaft
	2.6 Depotsituation

	3 Empfehlungen
	3.1 Empfehlungen an das ZKM
	3.2 Empfehlungen an das Land 

	4 Stellungnahmen
	4.1 Zentrum für Kunst und Medien Karlsruhe 
	4.2 Wissenschaftsministerium 
	4.3 Oberbürgermeister der Stadt Karlsruhe

	1 Ausgangslage
	2 Prüfungsergebnisse
	2.1 Prüfung 2013
	2.2 Ergänzende Prüfung 2016
	2.3 Feststellungen zu den Forschungsprojekten

	3 Empfehlungen
	3.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	3.2 Wissenschaftsministerium
	3.3 Weiterführung der WIN-Projekte
	3.4 Durchführung, wissenschaftliche Steuerung und Finanzsteuerung künftiger Akademieprojekte

	4 Stellungnahme der Akademie der Wissenschaften
	4.1 Haushalts- und Wirtschaftsführung
	4.2 Laufende und künftige Akademieprojekte

	5 Stellungnahme des Ministeriums
	Denkschrift 2017 - Beitrag Nr. 19.pdf
	Auszug aus
	Denkschrift 2017
	Beitrag Nr. 19
	Universität Heidelberg - Fakultät für Physik und Astronomie: Anwendung des Fakultätsdeputats


